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das Verwaltungs - u . Rechnungsweſen der Gemeinden ,

Sparkaſſen , Stiftungen und ſoziolen Verſicherungen .
Erſcheint monatlich 1mal .

Preis unter Kreuzband frei durchAr. 9
fürs Jahr .

Der Inſertionspreis für den Raum
einer Zeile von 3x76 mm beträgt

die Geſchäftsſtelle bezogen 5 Mk. Seytember 1917 Ekneäcen und Eliche⸗ 4. Jahrgaug
Auftrag wird ſolcher allenfalls nach

Uebereinkunft feſtgeſetzt .
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Vereinfachung der

1. Allgemeine Gemeindeſachen .

KHohlenſteuer und Gaspreiſe
Von Bürgermeiſter de Pellegrini , Triberg .

( Referat , erſtattet für den Verband der mittleren Städte
des Großherzogtums Baden . )

Als vor Jahren mit der Reichs - Beſteuerung der

Elektrizität auch die Ausdehnung der Steuer auf das

Gas als geboten erachtet wurde , ſind gewichtige Be —

denten dagegen erhoben worden . Die Ablehnungs⸗

gründe faßte Lux in einer Denkſchrift dahin zuſam⸗
men :

„ Die Gasſteuer trifft weder Reichtum , noch

Luxus , noch ſchützt ſie den heimiſchen Gewerbefleiß .
Sie ſteht im vollen Widerſpruch mit den preußiſchen

Geſetzen , das die Beſteuerung von Brennſtoffen ver⸗

bietet ; ſie greift aus einer großen Anzahl blühender
Gewerbe ganz willkürlich ein einzelnes heraus . Die

Gascheuer iſt ungerecht , weil ſie unſere Städte allein

trifft , weil heutzutage der kleine Mann als Haupt⸗

gasverbraucher angeſehen werden muß . Sie iſt vom

ſozialen Standpunkt aus verwerflich , weil ſie die Be⸗

triebsmittel des kleinen Mannes bei der kleinen Ar⸗

beit und ſeinem häuslichen Komfort verteuert . Sie

bedeutet einen Schlag gegen die Hygiene unſrer Städte

weil ſie es der gasförmigen Feuerung unmöglich

macht , mit der Kohle in Wettbewerb zu treten . Sie

iſt endlich ein ſchwerer Schaden für die Gasinduſtrie

ſelbſt und die zahlreichen von ihrem Gedeihen ab—⸗

hängigen Fabrikbetriebe , weil dieſe zu ihrer normalen

Entwickelung billige Gaspreiſe nötig has⸗⸗ Ihr

Reinertrag ſteht in keinem Verhältnis zu den Er —

hebungskoſten . “

Der Reichstag wies das Beſteuerungsvorhaben
mit einer Deutlichkeit zurück , die erwarten ließ , es

werde ein ſolches für alle Fälle begraben ſein .

Nun kam aber der Krieg und mit ihm die Not⸗

wendigkeit der Deckung der gewaltigen Kriegslaſten

durch neue Steuern .

Was unmöglich erſchien , iſt jetzt Tatſache ge —
worden . Das Reichsgeſetz vom 6. April 1917 , ( Koh⸗
lenſteuergeſetz ) , nach welchem die Kohle einer in die

Reichskaſſe fließenden Abgabe ( Kohlenſteuer ) unter⸗

liegt , tritt am 1. Auguſt 1917 in Kraft und hat zu⸗

nächſt drei Jahre Gültigkeit . Die Steuer beträgt 20

Prozent des Wertes der gelieferten Kohle . Als Wert

gilt der Verkaufspreis ab Grube . Iſt der Verkaufs⸗

preis einſchließlich Steuer berechnet , ſo wird der

Verſteuerung der Verkaufspreis abzüglich der Steuer

zu Grunde gelegt .

In einfachſter Weiſe wird der Steuerbetrag vor —

ausſichtlich vom Lieferer auf die Kohlenrechnung ge⸗

ſetzt und mit dieſer vom Abnehmer bezahlt werden .

Ueber die vom Ausland eingeführte Kohle be

ſtehen beſondere Vorſchriften , die hier unerwähnt blei

ben , da Auslandskohlen für die badiſchen Gaswerke

wohl kaum in Betracht kommen .

Das Geſetz geſtattet die Abwälzung der Steuer

auf die Verbraucher von elektriſcher Energie , Gas
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§ 37 Abſatz 3 beſtimmt folgendes :

„ Soweit beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes Ver —
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träge über Lieferung von elektriſcher Arbeit , Gas ,

Waſſer , Heizung oder Dampfkraft oder Preisverein⸗

barungen über derartige Leiſtungen beſtehen , iſt der

Lieferer berechtigt , einen Zuſchlag zum Preiſe zu

verlangen , welcher der ihm durch die Kohlenſteuer

verurſachten Erhöhung der Herſtellungs - , Betriebs⸗

oder Vezugskoſten entſpricht . Der Bundesrat iſt er⸗

mächtigt , die Entſcheidung entſtehender Streitigkei⸗

ten Schiedsgerichten zuzuweiſen . “

Die Steuerbelaſtung der Gaswerke iſt eine ſo

hohe , daß die Werke , ohne Ausnahme , ſich genötigt

ſehen werden , durch entſprechende Erhöhung der

Preiſe ihrer Erzeugniſſe einen Ausgleich herbeizu —

führen .

Die Gaswerke erzeugen aus den zu verſteuern —

den Kohlen nicht nur Gas , ſondern als Nebenpro —

dukt auch Koks , Teer , Ammoniak .

Nun entſteht die Frage :

Iſt und darf der durch die Kohlenſteuer verur —

ſachte erhöhte Aufwand an Betriebskoſten allein durch

Erhöhung der Gaspreiſe gedeckt werden , oder muß , zur

möglichſten Niedrighaltung der Gaspreiſe , ein ange —

meſſener Teil des Steueraufwands durch entſprech —

ende Erhöhung der Preiſe der Nebenprodukte aufge —

bracht werden ?

Dieſe Frage iſt weniger wichtig für Werke , die in

Selbſtverwaltung der Gemeinde ſtehen , von großer

Bedeutung dagegen für in Pacht - oder Konzeſſions —

betriebe ſtehende Werke . Bei dieſen Werken iſt meiſt

ein beſtimmter Gaspreis vertraglich vereinbart . Ei —

gentümer , Konzeſſionserteiler und Verbraucher , an

welchem letzten Ende die Steuer hängen bleibt , ſind

ſehr dadurch berührt , in welcher Weiſe die Steuer vom

Betriebsinhaber umgelegt wird .

Um Streitigkeiten möglichſt zu vermeiden und

um das zur Schlichtung ſolcher vorgeſehene Schieds —

gericht nicht anrufen zu müſſen , iſt es dringend nötig ,

Klarheit über die Verhältniſſe zu ſchaffen , und zu ei —

ner beſtimmten , die Abſicht des Geſetzegebers ent —

ſprechenden Auslegung des Geſetzes zu kommen .

Im Journal für Gasbeleuchtung — Organ des

deutſchen Vereins von Gas - und Waſſerfachmännern

—haben ſich in letzter Zeit eine Reihe von Fachmän —

nern zur vorliegenden Frage ausgelaſſen , wobei alle

übereinſtimmend zu dem Ergebnis kamen , der Steu —

erbetrag ſei nur auf das Haupterzeugnis , das Gas ,

abzuwälzen .

Zunächſt wird darauf hingewieſen , daß der Wert

der Nebenprodukte neben dem Haupterzeugnis Gas

verhältnismäßig geringfügig iſt .

130 —

Bei kleineren Werken laſſen ſich ungefähr erzie⸗

len :

aus 1000 Kilogramm guter Steinkohle :

300 Kubikmeter Gas , zu 18 Pfennig der Kubik⸗

meter S 54 Mark 75 Prozent ,

650 Kilogramm Koks , ( wovon etwa 35 Prozent

zur Unterfeuerung , Heizung ete . nötig ſind )

und von denen zum Verkauf bleiben 442 Kkg

zu 3 . 60 & für 100 kg 2 15 91 3 22 %

5 kg Teer zu 5 % für 100 kg 2 4 , 50 er 3 %

0 Ammoniak — —

72 4 41 100 %

Abgeſehen von der Geringfügigkeit des Anteils

an der Steuer bei Ueberwälzung auf die Nebenpro —

dukte , wird die Tatſache hervorgehoben , daß die

Preisfeſtſetzung für dieſe Nebenprodukte nicht im Be —

lieben der Betriebsleitung ſteht , daß vielmehr der

Preis dieſer Nebenprodukte ſich meiſt zu richten hat

nach dem freien allgemeinen Marktpreis . Es hat

Zeiten gegeben und ſie kommen vielleicht wieder , zu

welchen die Kohlenlager überfüllt waren u. die Ware

zu jedem annehmbaren Preis abgeſtoßen werden

mußte , um Platz zu ſchaffen . Die Erzeugung des

Kokses iſt bei den Gaswerken eben nicht abhängig

von der Nachfrage nach dem Bedarf , ſondern ſie ent —

ſteht automatiſch nach den Anſprüchen der Verbrau⸗

cher an Gas . Die Kokspreiſe folgen auch nicht im⸗

mer den Kohlenpreiſen . Steigen die Kohlenpreiſe und

wächſt damit die Steuerbelaſtung der Werke , währen

die Kokspreiſe feſtbleiben oder ſinken , ſo iſt in dieſen

Zeiten jeweils Abwälzung der Steuer auf den Koks

ausgeſchloſſen . Was für den Koks geſagt iſt , gilt

in noch viel höherem Maße für den Teer .

Im übrigen ſoll gezeigt werden , in welcher Höhe

die Steuer Einfluß auf den Gas - und Kokspreis hätte ,

wenn ſie nach Verhältnis auf beide Seiten abgewälzt

würde .

10 Tonnen Kohlen ab Grube koſten etwa 230 % —

20 % Steuer 46 —

75 %ͤ hiervon auf Gas verrechnet 34 . 50

25%ê 1 „ Koks 5 114 . 50

Aus 10 Tonnen Kohlen werden 3000 Kubikme⸗

ter Gas erzeugt .

34,50 Mark : 0,011 Mark S 1,15 Mark Bela⸗

ſtung pro Kubikmeter Gas .

Aus 10 Tonnen Kohlen werden 88 Zentner Koks

verkauft :

11,50 Mark : 88 0,125 Mark S 13 Pfennig Auf⸗

ſchlag für den Zentner Koks .
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Wird die Steuer allein auf das Gas verrechnet ,

ſo ergibt ſich ein Aufſchlag von 46 Mark : 3000

0,0153 Pfennig S 1,5 Pfennig auf den Kubikmeter .

Die meiſten Sachverſtändigen neigen aber , wie

ſchon erwähnt , der Meinung zu , daß die Uebertrag —
barkeit der Steuer allein auf das Gas möglich und

daß nur dies vom Geſetzgeber gewollt ſei . Die wirt —

ſchaftliche Vereinigung deutſcher Gaswerke , die ich
über die Angelegenheit befragte , nahm , folgenden

Standpunkt ein :

„ Die Abwälzung der neuen Kohlenſteuer auf die

Nebenerzeugniſſe des Gaswerks iſt normaler Weiſe
nicht möglich , da dieſe Erzeugniſſe in ihrer Bewer⸗

tung von der Marktlage abhängig ſind und ein Zu —

ſchlag zu den Marktpreiſen nicht genommen werden

kann . Die Ausrechnung , mit welem Anteil die Koh —
lenſteuer auf Teer und Ammoniak abwälzt werden

kann , iſt auch ſehr ſchwierig , da der Entfall dieſer

Erzeugniſſe bei den einzelnen Gaswerken verſchieden
iſt und da eine uneinheitliche Abwälzung , wenn ſie
möglich wäre , praktiſch nicht zur Durchführung kom —

men kann .

Anders liegt es mit der Wirkung der Kohlen —

ſteuer auf Koks . Zweifellos iſt , daß der Zechenkoks
infolge der Kohlenſteuer im Preiſe erhöht werden

wird und dem wird ſich die Preisſtellung für Gas —

koks automatiſch anpaſſen .

Geſetzlich zugelaſſen iſt die Abwälzung auf Waſ⸗
ſer , Strom und Gas und ſomit wird auch vornehm —
lich das Gas die Steuerlaſten auf ſich nehmen , die

die Gaswerke in den erhöhten Kohlenpreiſen zunächſt
zu tragen haben . “

Die Zentrale für Gasverwertung hat mir über

ihre Stellungnahme folgende Mitteilung zugehen laſ⸗
ſen :

„ Ueberlegungen , die zwiſchen dem Reichsſchatz —
amt , dem deutſchen Verein von Gas - und Waſſer⸗

fachmännern und uns ſtattfanden in der Frage der

Abwälzbarkeit der Kohlenſteuer , haben zu einem Vor⸗

ſchlage geführt , lautend wie folgt :
„ Bei Gasanſtalten und Kokereien iſt die durch

die Steuer bewirkte Belaſtung auf Gas und Koks zu

verrechnen und zwar im Verhältnis des Erlöſes , evtl .

des Verkaufswertes der von der Gasanſtalt oder Ko⸗

kerei gelieferten Mengen von Gas und Koks . “

Wahrſcheinlich wird dieſe Formel ſpäterhin die

Richtlinie bilden in den Fällen , wo die Angabe von

ſeiten privater Werke auf Grund der Konzeſſionen ge⸗

ſchieht , während die Gemeinde⸗Gaswerke ſich in der

Regel in ihren Gasabgabe⸗Bedingungen die völlige
Freiheit der Entſchließung über den Preis , höchſtens

mit der Innehaltung einer kurzfriſtigen Kündigungs⸗

zeit , vorbehalten haben . “
Meiner Auffaſſung nach werden die im Ge —

meindebetrieb befindlichen Gaswerke mit der Ueber⸗

wälzung der Steuer auf den Gaspreis das Richtige

treffen .

Someit eine Erhöhung des Kokspreiſes nach

Lage des Marktpreiſes ſich ermöglichen läßt , wird eine

ſolche Erhöhung ſehr wertvoll angewendet werden

können zum Ausgleich der höheren Fuhrkoſten , Löhne

der Betriebsarbeiter , Ausbeſſerungsmaterialien und

dergleichen mehr .

Der Aufſchlag auf den Gaspreis würde ſich

ſelbſtredend ſtets nach der Höhe der Kohlenſteuer zu

richten haben , die ihrerſeits ſich nach dem Kohlen⸗
preis richtet . Dieſer ſchwankt ſehr ſtart , insbeſondere
wenn es ſich um Lieferung von verſchiedenen Kohlen —
ſorten handelt . Eine fortgeſetzte Veränderung des

Gaspreiſes kann aber weder den Gaswerken , noch den

Verbrauchern , angenehm ſein .
Es wird ſich dshalb empfehlen , den Aufſchlag ſo

zu wählen , daß der neue Gaspreis vorausſichtlich
wenigſtens ein Jahr lang beibehalten werden kann .

Bei der Berechnung des Aufſchlages käme je⸗

denfalls nur die nutzbar abgegebene Gasmenge
in Betracht , denn jenes Gas , das bei der Erzeugung
und Fortleitung verloren geht , — der Gasverluſt
— wird nach Anſicht von Fachmännern ſteuerlich
nicht belaſtet werden . Für die hiezu aufgewendete
Kohle , ſowie jene Kohle , die für den Betrieb des Wer⸗
kes ( Dampfkeſſel etc . ) verwendet wird , wäre demnach

Steuerrückvergütung zu leiſten .
Statt einer Erhöhung der Gaspreiſe beſteht auch

die Möglichkeit , den Gaspreis zu belaſſen und den

Kohlenſteueraufſchlag , ähnlich wie die Gasmeſſermiete ,
auf die monatlichen Rechnungen zu ſetzen . In dieſer
Weiſe iſt eine der Steuerbelaſtung genau entſpre —
chende Abwälzung möglich . Ob aber die ſtets
ſchwankenden monatlichen Zuſchläge von den Ver⸗

brauchern nicht läſtiger empfunden werden , als eine

allgemeine Gaspreiserhöhung , möchte ich dahinge⸗
ſtellt ſein laſſen .

Eine Gaspreiserhöhung von 1,5 Pfennig genügt
nur zur Ausgleichung der Kohlenſteuer . Der ſonſt er⸗
forderliche Aufſchlag richtet ſich nach den beſonderen
Verhältniſſen der einzelnen Gaswerke . Die meiſten
Werke haben ſeit Kriegsbeginn eine oder mehrere Er —

höhungen des Gaspreiſes eintreten laſſen .
Dies war auch kaum anders möglich.
Die Kohlenpreiſe ſind ſeit 1914 gewaltig ge⸗

ſtiegen .
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Das Gaswert Triberg z. B. bezahlte 1913 : ab

eche für 10 Tonnen beſte Gasſtückkohle 155 Mark ,

Im 2. Vierteljahr 1917 : 206 Mark ,

218,80 Mark ＋ 240 Mark für je / des Kohlenbe —

zugs , alſo durchſchnittuich 221 Mark .

Die gleichen Preiſe zahlen unter and . auch Bret⸗

ten und Lörrach . Das iſt ein Aufſchlag von 42 Pro —

zent .

Meiſt wird jetzt nur das 1. Drittel wirklich gute

Gaskohle geliefert , während das 2. Drittel eine wenig

ergiebige Sorte , nach Wahl des Bergamts , das 3.

Drittel meiſt eine ſchlechte Kohle iſt . Daß dadurch

die Gasausbeute weſentlich geringer und der Be—⸗

trieb verteuert wird , verſteht ſich von ſelbſt .

Die Ausbeuteziffern betragen bis zu 10 Prozent

und noch mehr weniger . Zum Ausgleich iſt eine dem —

entſprechend größere Kohlenmenge erforderlich .

In Berückſichtigung dieſer Umſtände iſt die

Kohle ab Grube fraglos um 50 Prozent teurer , als

1913 .

Mit Wirkung vom 1. Mai ds . Is . hat das

rheiniſch - weſtfäliſche Kohlenſyndikat die bis 30 . Sep —

tember 1917 giltigen Richtpreiſe um 2 Mark pro

Tonne erhöht . Die Preiſe im 3. Vierteljahr betragen

nun 226 246 Mark , durchſchnittlich 236 Mark

( Erhöhung gegenüber 1913 ; 52 Prozent . )
Da die Kohlenſteuer vom Kohlenpreiſe abhängt ,

und das Reich recht große Steuerbeträge brauchen

kann , ſo werden Beſtrebungen , auf die Niederhaltung

der Kohlenpreiſe behörtlicherſeits einzuwirken , wenig

Erfolg haben .

Mit Inkrafttreten des Reichsgeſetzes über die Be⸗

ſteuerung des Perſonen - und Güterverkehrs vom 8.

April 1917 wird die Beförderung von Kohlen auf

Waſſerſtraßen mit einer neuen in die Reichskaſſe

fließenden Abgabe belaſtet . Die Abgabe beträgi 7

Prozent des Beförderungspreiſes Der Frachturkun⸗

denſtempel wird um 50 Pfennig , bezw . 1 Mark erhöht .

Die Kohle wird ſchließlich die Gaswerke doppelt

ſo viel koſten , als vor dem Kriege . So rechnet we —

nigſtens ein Gasfachmann es vor .

Folgendes Beiſpiel zeigt , welche Mehrbelaſtung

die Gaswerke durch die Verſteuerung der Kohle ab 1.

Auguſt 1917 , gegenüber 1913 , haben werden , wobei

angenommen wird , daß weitere Aufſchläge , als die

am 1. Juli erfolgte Preiserhöhung , nicht eintreten .

1913 Juli 1917

Kohle ab Werk 10 Tonnen 155 236

Kohlenſteuer — 48 l.
Fracht 60 / 60 K.

Frachturkundenſtempel 2 A. 4 6

217 KAN 348 Cl.

Dazu kommt noch Beförderungsſteuer .

Das iſt für 10 Tonnen ein Mehraufwand von

131 Mark . Da aus 10 Tonnen Kohlen 3000 Kubik⸗

meter Gas erzeugt werden , iſt der Selbſtkoſtenpreis

des Gaswerks für den Kubikmeter 4,37 , rd . 4,50 Pfg .

einſchließlich Steuer höher .

Die ſonſtigen höheren Aufwendungen an Be⸗

triebskoſten aller Art und an Verwaltungskoſten , die

recht beträchtlich ſind , haben dabei nicht die geringſte

Berückſichtigung gefunden .

Der Gaspreis der von den Städten ſelbſt betrie⸗

benen Werken wird darum in der Regel ab 1. Auguſt

1917 455 bis 5 Pfg . für den Kubikmeter höher ſein

dürfen und müſſen , als 1913 , wenn die künftige Ren⸗

tabilität des Werkes nicht hinter jener vor dem

Kriege bleiben ſoll .

Die Zentrale für Gasverwertung hat feſtgeſtellt ,

daß mehr als 400 deutſche Gaswerke inzwiſchen ſchon

den Gaspreis erhöht haben . Menzel - Berlin bezeich⸗

net in einem im Gas⸗Journal erſchienenen Aufſatz

einen einheitlichen Zuſchlag von 5 Pfg . auf die Gas⸗

preiſe für angemeſſen , wenn den veränderten Ver⸗

hältniſſen und den erhöhten Erzeugungskoſten aus⸗

reichend Rechnung getragen werden ſoll .

Von den badiſchen Werken , die Preiserhöhungen

eintreten ließen , habe ich notiert :

Ettlingen ab Oktober 1914 : Einführung des

Gaseinheitspreiſes von 16 Pfennig , Induſtriegas 14

Pfg . und ab März 1917 : auf 18 , bezw . 16 Pfennig

für den Kubikmeter .

Raſtatt : März 1915 : Einheitspreis von 16 Pfg .

( ſtatt 20 Pfennig für Leuchtgas und 14 Pfennig für

Koch - und Heizgas ) , und März 1917 : von 16 Pfennig

auf 18 , bezw . 14 auf 16 Pfennig für Motorengas .

Karlsruhe : ab 1. Mai 1915 : 2 Pfennig Kriegs⸗

zuſchlag für den Kubikmeter ( Automatengas ausge⸗

nommen ) von 14 auf 16 Pfennig .

Konſtanz : ab 1. Februar 1915 : Einheitspreis

17 Pfennig ( ſtatt 20 Pfennig bezw . 16 Pfg . ) , In⸗

duſtriegas — ohne jeden Rabatt — 16 Pfennig .

Pforzheim : ab März 1917 : Erhöhung um 3

Pfennig .

Freiburg : ab März 1917 : Erhöhung um 20

Prozent auf 15 Pfennig , Automatengas 16 Pfen⸗

nig . —

Bruchſal : ab März 1917 : 20 Prozent Aufſchlag

auf Leucht⸗ , Heiz - und Motorengas , ( 17, 13 , 13 Pfg . ) ,

10 Prozent auf Automatengas .

Mannheim : ab 1. Januar 1917 : Erhöhung um

25 Prozent , zu 13 Pfennig Einheitspreis , Münzgas⸗

preis ausgenommen , dagegen Erhöhung der Auto —



Anlagekapitals hinaus im D

matenmiete von 45 Pfennig auf 1 Mark monatlich .

Baden⸗Baden : Mai 1917 : Erhöhung auf 20

Pfennig für 1 Kubikmeter von 18 Pfg . Automaten —

gas 10 Prozent Aufſchlag .

Lahr : ab 1. Mai 1917 : Koch - und Leuchtgas um

Pfennig Aufſchlag 20 Pfennig , Motorengas
Pfennig höher 18 Pfennig , Automatengas 10

Prozent Zuſchlag .

Durlach : ab 1. Juli 1917 : von 15 auf 18 Pfg . ,
Automatengas auf 18 Pfennig , Motorengas von

15 auf 15½ Pfennig für den Kubikmeter .

Nach einer am 30 . März 1917 herausgegebe —
nen Zuſammenſtellung der Zentrale für Gasverwer —

tung betrugen die Gaspreiſe um dieſen Zeitpunkt in :

Ein⸗ Leucht - Koch - Automa⸗

gas⸗ gas⸗ tengas⸗
preis preis preis preis

.
Börrach ab 1. 10 . 16 17 ( 16) 14 21 Q20)
Offenburg ab 8. 3. 17 17 ( 15) — 138, ( 16,6 )
Schopiheim ab 1. 1. 17 20 ( 18 ) ( 20 )
Schwetzingen ab 25 . 1. 17 18 ( 16 ) —— —
Stockach ab 3. 1. 17 — 22˙20 ) 18 ( 16 )
Eberbach 20 15 19

Villingen 7 (20) ( 15 )
Gaggenau 17 — — —

Walldürn — 22 7 —

Buchen — 22 17 —

Säckingen — 20

Deinheim 18 — — —

Triberg 18 — — 20

Gegen die Erhöhung des Gaspreiſes laſſen ſich
zahlreiche Einwendungen erheben . Dieſe liegen auf

wirtſchaftlichem und ſozialem Gebiet . Da eine Preis⸗
verbilligung fraglos den Gasverbrauch weſentlich he —
ben würde , ſo kann logiſcherweiſe geſagt werden ,
eine Preiserhöhung hemme den Abſatz und ſei einer

gedeihlichen Fortentwickelung ungünſtig .
An ſich iſt dies richtig . Im vorliegenden Fall

aber liegt die Sache doch anders . Die Vermehrung
des Warenabſatzes iſt bekanntlich nur dann für einen

Betrieb von Wert , wenn an der abgeſetzten Ware

überhaupt etwas verdient wird . Von einem Ver⸗

dienſte könnte aber bei den geſteigerten Betriebe skoſten
und bei der kommenden ſteuerlichen Belaſtung bei

gleichbleibendem Verkaufspreis keine Rede mehr ſein .
Die in gemeindeeigener Betriebsführung ſtehenden
Werke haben in der Regel einen höheren Reingewinn

Pfg . am Kubikmeter Gas nicht erzielt .
Geitmann berechnet ſolchen für ſämtliche deut —

ſchen Gaswerke über Tilgung und Verzinſung des

Durchſchnitt auf 4 Pfen⸗

als 4,5 bis 5

nig pro Kubikmeter .

Würde ein entſprechender Preisaufſchlag nicht
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eintreten , ſo müßte die geſunde wirſſchaftliche

Grundlage der ſtädtiſchen Gaswerke erſchüttert wer —

den , was wiederum von ſchwerem Nachteile für die

geſamte Gemeindefinanzgebahrung wäre .

Jede Gemeindeverwaltung muß beſonderen Wert

darauf legen , neben den vielen Geldzuſchüſſe heiſchen —

den Einrichtungen , auch werbende , Ueberſchüſſe ſpen —

dende Betriebe zu haben .

allen die Gaswerke .

Zu dieſen gehören vor

Obgleich die Werke nur einen ſachlich gerechtfer —

tigten Nutzen am Verkauf des Gaſes genommen ha —

ben , konnten ſie trotzdem dem Gemeindehaushalt
einen ſtarken Rückhalt bieten .

Die Gemeindeprogramme aller Parteien geſtatten
der Gemeinde , aus derartigen Gemeindeunternch —
mungen einen mäßigen Gewinn zu erzielen , der dem

Gemeindewohl zu gut kommt .

Wenn nur die Mehrkoſten auf den Preis geſchla⸗
gen werden , ſo iſt die Gaspreiserhöhung gewiß auch
vom ſozialpolitiſchen Geſichtspunkt aus gerechtfertigt .

Beſtritten ſoll nicht werden , daß die Preiser —

höhung , wie der allgemein gleiche Gaspreis , an ſich in

gewiſſem Sinne , unſozial ſind . Der finanziell Schwache
zahlt für Gas ſoviel , als der Leiſtungsfähigſte . Das

liegt im Weſen jeder indirekten Beſteuerung und iſt
nun einmal ſo . Der Arme zahlt auch für Brot , Fleiſch ,

Kohlen , Holz die gleichen Preiſe , wie der Reiche .
Es läßt ſich nicht wohl einrichten , das Gas

ſchließlich jedem Einwohner umſonſt zu geben und die

Koſten durch die Gemeindeumlage zu decken . Geht das

nicht , ſo trifft dies auch für die Gaspreiserhöhung
zu . Eine zufriedenſtellende 2Ausgleichung ließe ſich

immerhin dadurch herbeiführen , daß der Preis für

Automatengasabnehmer in geringerem Umfang er⸗
höht wird , wie dies viele Städte ſchon getan haben
und daß Großabnehmer keinen billigeren Ausnahme⸗
preis mehr erhalten .

Eine ſachlich gerechtfertigte , dieſe Geſichtspunkte

berückſichtigende Preiserhöhung wird die geſunde Ent⸗

Entwickelung der Werke nicht hemmen .

Dabei darf auch betont werden , daß Petroleum
und andere Leuchtmittel , ſo weit ſie zu haben ſind ,
ebenfalls Preiserhöhungen erfahren haben , die viel

mehr betragen , als die notwe ndige Gaspreiserhöh —
ung .

Die Hausbrandkohle ſchlägt im Preiſe minde⸗

ſtens gerade ſo hoch auf , wie die Gaskohle , auch auf
ihr laſtet die Kohlen⸗ und Güterbeförderungsſteuer .
Brennholz iſt im Preiſe um mehr als 100 Prozent
geſtiegen . Aus Erſparnisgründen wird darum Nie —
mand vom Gaslicht , dem Koch - und Heizgas zum

*
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Petroleum oder Holz - und Kohlenbrand zurückkeh⸗

ren . Umgekehrt werden gar Manche künftig Gas

benützen , die früher keinen Gebrauch davon gemacht

haben .

Die Vorzüge und die Wirtſchaftlichkeit des Gaſes

in Haushalt und Gewerbe werden immer mehr aner⸗

kannt . In Pforzheim mit rund 74 000 Einwohnern

wurde feſtgeſtellt , daß bei Einſtellen des Gaskochens

zur Erreichung der gleichen Wärmeleiſtung 5500 Ton⸗

nen oder 550 Eiſenbahnwagen mehr Hausbrandkoh⸗

len im Jahr hätten nach der Stadt geliefert werden

müſſen . Körting gibt an , Heiz ( toch ) gas gebe den

dreifachen Nutzeffekt , wie feſte Brennſtoffe . Wollte

man die Gasheizung verbieten , ſo würden an Stelle

von 7 Millionen Tonnen Gaskohle , aus denen Heiz⸗

gas hergeſtellt wird , etwa 20 000 000 Tonnen Haus⸗

brandkohle nötig ſein , alſo 13 Millionen mehr .

Kohl - Berlin hat durch Verſuche bewieſen , daß

die Zubereitung zweier gleicher Mahlzeiten für 4 Per⸗

ſonen bei einem Gaspreis von 16 Pfennig — 16,48

Pfennig für Gas , dagegen 30 Pfennig bei Verwen⸗

dung von Preßbraunkohlen und Anfeuerholz koſtete .

Bei Kohleverwendung war der Mehraufwand 13,52

Pfennig . Dabei dauerte der Kochprozeß auf Gas 1

Stunde 48 Minuten , bei Kohle 2 Stunden 45 Minu⸗

ten , alſo 57 Minuten Zeiterſparnis bei Gas .

Alle übrigen Vorzüge des Gaſes aufzuführen :

ſtete Bereitſchaft , Bequemlichkeit , Reinlichkeit , Ruß⸗

freiheit etc . ) , würde hier zu weit gehen .
Die Gaserzeugung der deutſchen Gaswerke hat

ſich im Jahrzehnt 1900 bis 1909 mehr als verdoppelt ,

ſie iſt von 1 200 000 000 Kubikmeter auf 2 500 000 000

Kubikmeter geſtiegen . Dieſer glänzenden Entwickel⸗

ung wird , mit der wachſenden Erkenntnis von der

Bedeutung des Gaſes , weder Rückſchritt noch ein

Stillſtand folgen .

Die Gaswerke werden jetzt , mehr als je, die Für⸗

ſorge der Regierung in jeder Beziehung erfahren

müſſen . Nicht eine Einſchränkung , ſondern eine Er⸗

weiterung der Leiſtungen der Werke gereicht dem

Vaterlande zum Vorteil . Es war ſchon oben die

Rede von der Kohlenerſparnis zur Erzeugung von

Wärme . Können , wie oben erwähnt , 13 Millionen

Tonnen Hausbrandkohle erſpart werden , ſo braucht

dieſe ungeheure Menge weder gefördert , transpor —⸗

tiert , entladen , verfahren , verteilt werden .

Mächtige Arbeitsleiſtungen von Menſch und Tier

und Maſchinen kommen in Wegfall . Nahezu die

Hälfte der vergaſten Kohle kommt als Koks zur Ab⸗

gabe . Jeder Ort mit Gaswerk beſitzt darum eine

unſchätzbare Quelle zur Verſorgung mit Brennmate —

rial für den Hausbrand und Gewerbebetriebe aller

Art . Die Gaswerke liefern die für die Kriegswirt⸗

ſchaft , aber auch im Frieden , unentbehrlichen Roh⸗

ſtoffe an Teer , Ammoniak , Benzol , Schwefel , Gra —

fit uſw . aus denen ſodann Anilinfarben , Sacharin ,

Arzneimittel aller Art , Desinfektionsmittel , Spreng⸗

ſtoffe uſw . hergeſtellt werden . Eine Befürchtung , in⸗

folge der Abwälzung der Kohlenſteuer auf den Gas⸗

preis werde das Gas dem elektriſchen Strom gegen —

über in Nachteil kommen , beſteht in maßgebenden

Kreiſen der Gasinduſtrie nicht . Wo Elektrizität⸗ und

Gaswerke miteinander im Wettbewerb ſind , hat das

Gas mindeſtens als Heizquelle ſtets den Vorrang ge —

habt . Dies wird auch künftig ſo ſein . Die Gemeinde⸗

Elektrizitätswerke müſſen , falls ihre Rentabilität nicht

vermindert werden ſoll , die gleiche Preispolitik trei —

ben , wie die Gaswerke . Sie werden noch mehr auf

Preiserhöhung angewieſen ſein , als die Gaswerke , da

ſie meiſtens weniger günſtige Rechnungsabſchlüſſe hat⸗

ten .

Die ſtädtiſchen Elektrizitätswerke werden darum ,

wohl ohne Ausnahme , ſoweit ſie Betriebskohle brau⸗

chen , die Kohlenſteuer auf den abgegebenen Strom

abwälzen . Auch die ſonſtige Verteuerung der Kohle

wird auf den Strompreis Einfluß haben . Weſent —⸗

liche Erhöhungen des Strompreiſes ſind da und

dort im Großherzogtum Baden ſchon bekannt gewor —

den

Karlsruhe erhöhte am 1. Mai 1915 die Kilo⸗

wattſtunde Lichtſtrom um 10 Pfennig , Kraftſtroin

um 5 Pfennig . Freiburg erhebt ſeit März 1917 ei⸗

nen Zuſchlag von 25 Prozent , Ettlingen ſetzte den

Preis im März 1917 um Pfennig für die Kilowatt⸗

ſtunde , Neuſtadt im gleichen Monat um 4,5 Pfennig

herauf .

Die Aufgabe der Städte und Gaswerke wird es

ſein , die Gaspreiserhöhung im Rahmen des Not⸗

wendigſten zu halten , den ſozialen Verhältniſſen mög⸗

lichſt Rechnung zu tragen und Vergünſtigungen zu

erzielen ſuchen , die preisverbilligend wirken können .

Meine Meinung geht hinſichtlich der im Eigen⸗

betrieb der Gemeinden befindlichen Gaswerke dahin :

1) Erhöhung des Gasmeſſer⸗ Gaspreiſes als

Ausgleich der Kohlenſteuer nicht über 1) 5 Pfennig

für den Kubikmeter .

2) Weitere Erhöhung des Gaspreiſes zum Aus⸗

gleich der teureren Kohlenanſchaffungskoſten und der

eventl . Beförderungsſteuer , gegenüber den Preiſen

1913 , in der Regel nicht mehr als 3,5 Pfennig , wo⸗

bei die ſeit 1913 eingetretenen Preiserhöhungen ein⸗
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gerechnet werden müßten . Dabei iſt bei der Preis⸗
erhöhung darauf Rückſicht zu nehmen , wie hoch der

bisherige Gaspreis ſchon war und welchen Reinge⸗
winn das Werk bereits abwarf . Werke mit hohen
Preiſen u. gutem Reingewinn werden mit einem ge⸗
ringeren Aufſchlag , als 3,5 Pfg . auskommen können .

3) Soweit möglich geringere Erhöhung des Auto⸗

natengaspreiſes — da dieſer in der Regel an ſich
ſchon - höher iſt zur Schonung der minderbemittel⸗

ten Bevölkerung .

Der Zuſchlag wird auf die monatliche Rechnung
zu ſetzen ſein , damit die teuere und zeitraubende Ab⸗

änderung der Münzgasmeſſer unterbleiben kann .

1) Grundſätzlicher Wegfall aller Preisvergün⸗
ſtigungen für Großabnehmer —beſonders geartete
Verhältniſſe ausgenommen —.

5) Einführung eines Einheitspreiſes für Leucht⸗ ,
Koch - und Heizgas zur Erzielung eines mittleren

angemeſſenen Durchſchnittspreiſes, Erſparnis an Gas⸗

meſſern , und Vereinfachung des Abrechnungsgeſchäf —
ES.

6) Stellung des Antrages bei den zuſtändigen
Stellen auf Lieferung des vollen Bedarfs an Koh⸗
len aus den geſchilderten allgemeinen volkswirtſchaft —
lichen Gründen u. auf ſofortige Zuführung der Kohle ,
damit bis zum Eintritt des Winters genügend große
Lagerbeſtände vorhanden ſind .

7) Gemeinſchaftlicher Kohleneinkauf der Ge⸗

meindegaswerte des Verbandes der mittleren Städte

zum Zwecke der Erreichung eines billigeren Kohlen⸗
preiſes . ( Die Gaswerke der großen Städte und der

privaten Gaswerksbetriebsgeſellſchaften kaufen we⸗

ſendlich billiger ein ) . —Jedenfalls erſt nach Kriegs⸗
ende möglich —

8) Ebenfalls nach Kriegsende Schaffung einer

genügend großen Kohlenreſerve für die beteiligten
Gaswerke an einem geeigneten Orte (Verbandsſtadt )
zum Zwecke der Aushilfe in dringenden Notfällen .

9) Entſprechende Vorſtellung zur Beſeitigung der
im Geſetz über die Beſteuerung des Güterverkehrs
( Vaſſerweg ) liegenden Ungerechtigkeit der ſteuerlichen
Belaſtung nach der Höhe der Frachtkoſten . Fracht⸗
lich ungünſtig liegende , an ſich dadurch belaſtete

Werke , ſollten nicht auch noch dafür Steuer zahlen
müſſen .

10) Evtl . Beantragung derfrachtfreien Liefe —

rung der Kohle ab Grube unter Zuſchlag eines Durch —

ſchnittsſatzes der Eiſenbahn - oder Waſſerfracht nach
dem Beiſpiel der Mehllieferung durch die Reichsge —
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treideſtelle oder der Reichszuſchüſſe zu den Kartoffel⸗

frachten .

Dadurch würden alle Werke gleiche loko Kohlen —

preiſe haben .

11 ) Erreichung eines erhöhten Höchſtpreiſes für

den beſchlagnahmten Teer , entſprechend den teueren

Erzeugungskoſten . Ein Preis von etwa 10 Mar :

für 100 Kilo ſcheint im Vergleich zu den den Verarbei —

tern von Gasanſtaltsteer bewilligten Preiſen und den

von dieſem Fabrikanten erzielten Gewinnen wohl

angemeſſen .

12 ) Ausgleich des erhöhten Betriebsaufwandes ,
der nicht gedeckt iſt durch höhere Gaspreiſe , Mehrer⸗
lös aus Teer ete . , durch Aufſchlag des Kokspreiſes ,
ſofern und ſoweit ein ſolcher nach Lage des Markt —

breiſes möglich iſt .

13 ) Billigere Abgabe von Koks in kleineren Men⸗

gen an die Minderbemittelten . Zu dieſem Zwecke
Antrag an die zuſtändigen Stellen , die in 8 6 Abſatz
2 des Kohlenſteuergeſetzes vorgeſehene hälftige Steu⸗

erbefreiung für Inhaber von Kleinwohnungen beim

Bezug von Hausbrandkohlen auch auf Gaswerkskoks

auszudehnen .

Die Feſtſtellung des hiernach zu erlangenden
Steuerrückerſatzes iſt rechneriſch ohne Schwierigkeiten
durchzuführen .

* *¹ 6

Zum Schluſſe wäre noch zu bemerken , daß bei

in Pacht oder Konzeſſionsbetrieb ſtehenden Werken , die

beſonderen Verhältniſſe des Betriebsunternehmers ,
die bisherigen Reingewinne , die Beſtimmungen des

Pacht - und Lieferungsvertrags und dergl . mehr , zu
berückſichtigen ſind . Obige Ausführungen kämen für

ſolche Werke darum weniger in Betracht . Eine Un⸗

terſuchung von Fall zu Fall wird Platz greifen müſ⸗
ſetm

LQOIIl

2 . Sparkaſſenweſen .

Schuldentilgung bei Sparkaſſen betr .

Als Schuldentilgung im Sinne des § 9 Abſatz 1

Ziffer 6 Sp . Geſ . iſt auch die Rückzahlung von Ein⸗

zelguthaben anzuſehen .
Soweit die Anlehen der Sparkaſſe für dieſ ſen

Zweck verwendet worden ſind , bedarf es daher der Zu⸗
ſtimmung des Bürgerausſchuſſes und der Staats⸗

genehmigung nicht .

( Erlaß Gr . Min . d. J . v. 12 . Jan . 17 Nr . 1261 ) .

e
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4 . Verſicherungsweſen .

Die Folgen einer Nichtzahlung von 1 Mark 76 Pfg .

Verluſt 2630 Mark .

Der Bäckermeiſter F . M. hatte als Geſelle bis

31 . Dezember 1910 regelmäßig Lohnarbeiten ausge —

führt und Invalidenmarken in 19 Quittungskarten

verwendet . Am 1. Januar 1911 machte er ſich ſelb —

ſtändig und klebte keine Invalidenmarken mehr , weil

er dies , da er ja eine geſicherte Lebensſtellung hatte ,

ſür zwecklos hielt .

Infolge des Krieges wurde er als Landſturm —

mann am 1. Oktober 1914 zum Kriegsdienſt einge —

zogen und am 5. Juli 1915 durch einen Granatſchuß

getötet .

Die Witwe beantragte auf Grund des § 1252

der Reichsverſicherungsordnung beim Verſicherungs —

amt des letzten Wohnorts des Verſtorbenen die Ge —

währung

a) des Witwengeldes , weil ſie ſelbſt die Warte —

zeit für die Invalidenrente erfüllt und die Anwart —

ſchaft aufrechterhalten hatte ,

b) die Waiſenrente für ihre 5 Kinder von 1, 8.

4 und 7 Jahren , die bis zum 15 . Lebensjahre monat —

lich gezahlt wird , und

e) der Liebesſpende , die nur einige Landesver —

ſicherungsanſtalten an Witwen gefallener Kriegsteil⸗

nehmer freiwillig zahlen , für ſich und die Kinder .

Die Prüfung auf Grund der §§ 1278 und 1280

der Reichsverſicherungsordnung , ob M. die Warte —

zeit erfüllt und die Anwartſchaft auf Invalidenrente

aufrechterhalten habe , ergab , daß in der letzten , am

1. November 1911 ausgeſtellten Quittungskarte Nr .

20 ſtatt 20 nur neun Invalidenmarken für die Zeit

vom 1. November 1911 bis 1. November 1913 ver —

wendet waren und ſomit jeder Anſpruch aus der In —

validenmarkenverwendung aus den Quittungskarten

1 bis 19 erloſchen war .

Dies hätte M. leicht verhüten können , wenn er

nur 11 Invalidenmarken der niedrigſten Lohnklaſſe

zu 16 Pfennig im Geſamtwerte von 1,76 Mark ver —

wendet hätte .

Die Witwe M. mußte daher mit ihren nicht be —

gründeten Anſprüchen abgewieſen werden .

Wenn ihre Anträge begründet geweſen wären ,

hätte ſie erhalten können :

a ) Witwengeld , einmalig 80,00 J/

b) Waiſenrente für jedes Kind 45

Mark jährlich , das ergibt für das Ljäh⸗

rige Kind 13 mal 45 Mark ſind 585,00

Mark , 3⸗jährige Kind 11 mal 45 Mark

ſind 495,00 Mark , 4⸗jährige Kind 10 mal

45 Mark ſind 450,00 Mark , 57jährige Kind

9 mal 45 Mark ſind 405,00 Mark , 77jäh⸗

rige Kind 7 mal 45 Mark ſind 315,00

Mark .

c) Waiſenausſteuer bei Vollendung

des 14 . Lebensjahres der Kinder , wenn

die Mutter die Anwartſchaft auf eigene

Invalidenrente zu dieſer Zeit aufrecht⸗

erhalten hat , für jedes Kind 25 Mark

2250,00

mal 5 ſind uſtote 125,00

d) Liebesſpende für ſich ſind 50,00

Mark , Liebesſpende für jedes Kind 25

Mark mal 5 find 125,00 , 1 ½ ne Coßstoc 175,00 J

Zuſammen . 2630,00

Der geringen Ausgabe von nur 1,76 Mark hätte

eine Einnahme von 2630 Mark gegenübergeſtanden .

Dieſer Betrag wäre für die Witwe M. von großer

wirtſchaftlicher Bedeutung geweſen .

Es muß daher immer wieder darauf aufmerkſam

gemacht werden , daß es dringendſte Pflicht des Ver⸗
ſicherten iſt , wenn er ſich ſelbſtändig macht oder aus

einem anderen Grunde aus der Verſicherungspflicht

ausſcheidet , alle zwei Jahre , vom Ausſtellungstag der

letzten Quittungskarte an gerechnet , mindeſtens 20

Invalidenmarken einer beliebigen Lohnklaſſe frei⸗

willig zu verwenden , um die Anwartſchaft auf Inva⸗

lidenrente und Hinterbliebenenfürſorge nicht nach 88

1280 und 1252 Reichsverſicherungsordnung erlöſchen

zu laſſen .

Daß dieſe Geſetzesvorſchrift vielfach nicht befolgt

worden iſt , hat beſonders jetzt in der Kriegszeit man⸗

che Kriegerswitwe in ihren Hoffnungen arg ent —

täuſcht .

( Die Beteiligten können nicht oft genug auf die

Folgen ſolcher Verſäumniſſe aufmerkſam gemacht

werden . In zahlreichen Fällen dürfte jetzt noch durch

Nachzahlung kleiner Beträge großen Verluſten vorge⸗

beugt werden können . Die Schriftleitung ) .

e

6 . Sonſtiges .

Teucrungszulagen an Beamte in der Schweiz .

Im Kanton Thurgau , Schweiz ſollen nach ein⸗

ſtimmigem Beſchluß aller Parteien hinſichtlich der

Teuerungszulagen an Beamte etc . für 1917 und 1918

*



nachſtehende Anträge beim Regierungsrat eingebracht

werden :

1. Die verheirateten , verwitweten , geſchiedenen

( ſofern letztere einen eigenen Haushalt führen ) ſowie

die unterſtützungspflichtigen ledigen Beamten , An —

geſtellten und ſtändigen Arbeiter des Kantons erhal —

ten bei einer Beſoldung bis zu 4000 Fr . eine Zulage

von 400 Fr . , bei einer Beſoldung von 4000 bis

6000 Fr . eine Zulage von 300 Fr .

2. Für jedes Kind unter 16 Jahren wird eine

Zulage von 50 Fr . ausbezahlt .

3. Die übrigen ledigen Beamten , Angeſtellten

und ſtändigen Arbeiter erhalten eine Zulage von 200

Franken .

4. Die Primarlehrer und die Sekundarlehrer er —

halten eine Zulage von 75 Prozent der obengenann —
ten Anſätze in der Meinung , daß die Ausrichtung
der letzten 25 Prozent den Gemeinden überlaſſen ſei .

5. Perſonen mit mehr als 30,000 Fr . ſteuerba⸗

rem Vermögen haben keinen Anſpruch auf Teue —

rungszulagen .

Der in der Verſammlung der Parteien anweſende

Vertreter des Regierungsrats wird die aufgeſtellten

Grundſätze bei dem Großen Rate zur Annahme em —

pfehlen .

— —

Penſionszuſchüſſe für Kriegsteilnehmer .

Wer iſt Kriegsteilnehmer ?

Verſorgungsberechtigte Unteroffiziere und Mann —

ſchaften , die vor dem 1. April 1905 ausgeſchieden

ſind und daher nicht nach dem Mannſchaftsverſor —

gungsgeſetz vom 31 . Mai 1906 , ſondern nach den

früheren Geſetzen — als Invaliden — abgefunden

wurden , ſind zum Teil aus Anlaß des gegenwärtigen

Krieges zum aktiven Militärdienſt wieder herange —

zogen worden . Soweit infolge dieſer neuen Dienſt —

leiſtung nicht ein neuer Verſorgungsgrund eingetre —

ten war , konnten auch bei der Wiederentlaſſung der

Betreffenden die Vorſchriften des Mannſchaftsver —

ſorgungsgeſetzes vom 31 . Mai 1916 auf ſie keine An⸗

wendung finden , es mußte vielmehr bei der Abfin⸗

dung nach den früheren Verſorgungsgeſetzen ver —

bleiben .

Zur Beſeitigung der hieraus ſich ergebenden Här —⸗

ten iſt beſtimmt worden , daß ſolchen Kriegsteilneh —

mern in den Fällen , in denen ſich bei Anwendung

der Vorſchriften des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes

vom 31 . Mai 1906 höhere zahlbare Gebührniſſe er⸗

geben würden , als nach den früheren Geſetzen zuer —

—

kannt ſind , die Mehrbeträge aus beſonderen Reichs —
mitteln als „ Penſionszuſchuß “ gewährt werden ſollen .

Als „ Kriegsteilnehmer “ gelten von den vorbe —

zeichneten Unteroffizieren und Mannſchaften diejeni

gen , die an dem gegenwärtigen Kriege ehrenvoll teil —

genommen und

a) die feindliche Grenze zu kriegeriſchen Zwecken

überſchritten haben oder

b) eine Schlacht , ein Gefecht , einen Stellungs —

kampf oder eine Belagerung mitgemacht haben oder

c) ohne vor den Feind gekommen zu ſein ( b) , ſich

aus dienſtlichem Anlaß mindeſtens 2 Monate im

Kriegsgebiet aufgehalten haben .

Anträge auf Gewährung ſolcher Penſionszu —

ſchüſſe würden alsbald — mündlich oder ſchriftlich

— unter Vorlage der Militärpapiere bei dem zu⸗

ſtändigen Bezirksfeldwebel zu ſtellen ſein .

— —

Wochenhilfe für uneheliche Kinder .

Nach § 3 der Bundesratsverordnung über Kriegs —

wochenhilfe wird Wochenhilfe für das uneheliche Kind

eines Kriegsteilnehmers nur dann geleiſtet , wenn

dasſelbe auf Grund des Familienunterſtützungsge —

ſetzes unterſtützt wird . Nachdem ſich jetzt die Fälle

mehren , in denen Väter unehelicher Kinder , die

Kriegsteilnehmer geweſen ſind , infolge einer Ver —

wundung wegen dauernder Invalidität aus dem Hee —

resdienſte entlaſſen werden , iſt die Frage entſtanden ,
ob auch in einem ſolchen Falle der Anſpruch auf

Reichswochenhilfe begründet iſt . Aus der jetzigen

Faſſung des § 3 ergibt ſich eine vermutlich nicht ge —

wollte Benachteiligung der unehelichen Kinder . Denn

es dürfte nicht zweifelhaft ſein , daß die Ehefrau eines

wegen Invalidität entlaſſenen Kriegsteilnehmers

Anſpruch auf Reichswochenhilfe hat . Hierzu kommt ,

daß durch die Verordnung die Gleichſtellung der un —

ehelichen Kinder mit den ehelichen aus Gründen der

Bevölkerungspolitik beabſichtigt war . Um Klarheit

über die Rechtslage der unehelichen Kinder zu ge —

winnen , hat ſich der Hauptverband Deutſcher Orts —

krankenkaſſenmit einer Anfrage an den Reichskanzler

gewendet , und dieſer hat darauf geantwortet , daß §8 3

der Bekanntmachung vom 23 . April 1915 die Gewäh —

rung der Wochenhilfe an die unehelichen Kinder von

Kriegsteilnehmern von der Gewährung der Mann —

ſchaftsunterſtützung hauptſächlich aus dem Grunde ab —

hängig macht , weil auf dieſe Weiſe ein leicht erkenn —

bares Merkmal für die Vaterſchaft des Kriegsteilneh —
mers geboten iſt . Dieſes Merkmal ſei auch dann noch

gegeben , wenn der Kriegsteilnehmer infolge von

—
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Verwundung oder Krankheit aus dem Kriegsdienſt

ausgeſchieden und an der Wiederaufnahme einer Er⸗

werbstätigkeit gehindert iſt , ſofern die Unterſtützung

bis zum Zeitpunkte des Ausſcheidens gewährt wor⸗

den iſt . Die Gewährung der Wochenhilfe in ſolchen

Fällen entſpreche daher der Abſicht der Bundesrats —

verordnung , und der Reichskanzler würde trotz der

in dieſer Beziehung nicht völlig zweifelsfreien Faſ —

ſung des § 3 gegen Entſcheidungen , die in dieſem

Sinne erheben , keine Bedenken geltend zu machen

haben . Allerdings ſoll die Gewährung der Mann —

ſchaftsunterſtützung zugleich als Beweis dafür dienen ,

daß Mutter und Kind bedürftig ſind . Die Fortdauer

des letzteren Zuſtandes wird aber dann , wenn die Un —

terſtützung nur wegen des Ausſcheidens des Vaters

aus dem Kriegsdienſt eingeſtellt iſt , in der Regel un —

bedenklich angenommen werden können . Durch dieſe

Entſcheidung des Reichskanzlers erübrigt ſich eine

Ergänzung der Bundesratsverordnung , wie ſie vom

Hauptverband deutſcher Ortskrankenkaſſen für den

Fall einer anderen Auslegung angeregt worden war .

Rechtsverhältniſſe vermißter Beamten .

Eine ausdrückliche geſetzliche Regelung der Ge —

haltsverhältniſſe der im Kriege vermißten Beamten

findet man an keiner Stelle , für die Beurteilung müſ —

ſen vielmehr die in verſchiedenen Geſetzen verſtreu —

ten allgemeinen Beſtimmungen und Grundſätze

herangezogen werden , deren Zuſammenſtellung des —

halb empfehlenswert ſein dürfte . Nach §S 66 des

Reichsmilitärgeſetzes behalten Reich - , Staats⸗ und

Kommunalbeamte bei ihrer Einberufung zum Mili —

tärdienſte ihre Stellung , ihr Dienſteinkommen und

die Altersſtufe . Vorausſetzung für den Anſpruch der

Beamten auf Zahlung des Gehalts iſt natürlich , daß

er den Zeitpunkt der Fälligkeit erlebt hat . Ob dies

immer der Fall iſt , kann natürlich die Kaſſe , die für
die Auszahlung in Betracht kommt , bei den im Feld

ſtehenden Beamten nicht feſtſtellen . Sofern aber

nicht beſondere Gründe entgegenſtehen , kann nach den

bei den Behörden geltenden Grundſätzen das Gehalt

trotzdem an die Frau und Kinder ausgezahlt werden .

Es iſt hier weiter nichts erforderlich , als die Verſiche —

rung , daß die Empfänger des Geldes inzwiſchen keine

Mitteilung über den Tod des Beamten empfangen
haben . Gilt der Beamte als vermißt und beſteht des⸗

halb Zweifel , ob er am Tage der Fälligkeit der Ge⸗

haltszahlung noch am Leben geweſen iſt , ſo ſtellt die

vorgeſetzte Behörde in der Regel bei dem Truppen⸗

il , dem der Beamte angehörte , oder bei der Zen —
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tralnachweisſtelle des Kriegsminiſteriums . Nachfor⸗

ſchungen darüber an , was dort über das Schickſal des

Beamten bekannt geworden iſt . So lange aber keine

ſichere Nachricht über den Tod vorliegt , beſteht noch

immer die Möglichkeit , daß der Vermißte , ſei es als

Mitkämpfer , ſei es als Gefangener , noch im Mili —

tärdienſte ſteht . Dieſe Rechtsbeziehung kann erſt mit

dem Tode als gelöſt betrachtet werden , und bis zu

dieſem Zeitpunkte behält der Vermißte auch ſeine Ei —

genſchaft als Beamter . Das volle Gehalt muß alſo

bis zu dem ſchließlich in der gerichtlichen Todeser —

klärung feſtgeſtellten Tage weiter gezahlt werden .

Stellt ſich nachträglich heraus , daß der Vermißte be⸗

reits an einem früheren Zeitpunkte verſtorben iſt , als

an dem , bis zu welchem ſein Beamtengehalt an ſeine

Angehörigen weitergezahlt worden iſt , ſo wird in der

Regel von einer Rückforderung der gezahlten Be —

träge abgeſehen , ſoweit dieſe Gehaltsabzüge im gu —

ten Glauben empfangen worden ſind .

Bis zu dem ſpäter feſtzuſtellenden Todestage hat
überdies die weitere Gehaltszahlung zu Gunſten der

Familie des Vermißten die Heeresverwaltung durch

die die Kriegsbeſoldungsvorſchrift , die Marinever⸗

waltung in der Kriegsverpflegungsvorſchrift aus⸗

drücklich vorgeſehen . Den Angehörigen von vermiß —
ten Offizieren darf nämlich auf ihren Antrag für
die Dauer des Vermißtſeins die Kriegsbeſoldung zu

ſieben Zehntel weitergezahlt werden . Bei Mann⸗

ſchaften und anderen Löhnungsempfängern kann der

betreffende Truppenteil die Bewilligung der ganzen

Löhnung oder eines Teiles davon verfügen , wenn

daraus der Unterhalt von Angehörigen eines Ver —

mißten beſtritten werden ſoll . Kriegsteilnehmer laſ⸗
ſen nun häufig von vornherein einen Teil ihrer Be⸗

ſoldung zum Unterhalt der in der Heimat zurückblei —
benden Familie in regelmäßigen Beträgen abziehen
und ſogleich an dieſe auszahlen . Solche ſogenannten

Familienzahlungen werden den Angehörigen des ver —

mißten Beamten ohne weiteres während der Dauer

des Vermißtſeins auch fernerhin überwieſen .

— 0 —

Riierüte

Je höher der Menſch ſeinen Stand hat , deſto tüch —

tiger wird er ſich in ihm bewähren . Um ſich bei an⸗

deren die rechte Achtung zu erwerben , gilt immer als

erſte Bedingung die Selbſtachtung , damit iſt aber

nicht die leere Einbildung auf die Auszeichnungen ,
die er genießt , nicht die Einbildung auf die Vorzüge ,
deren er ſich erfreut , nein , ſondern die idealhe Auf⸗

faſſung ſeines Berufes , die rechte und würdige Hal —



tung , die ihm in allen Kreiſen der Geſellſchaft die er —

wünſchte und notwendige allgemeine Achtung ver⸗

ſchafft , habe ich im Auge . Ein Menſch , der ſeinen

Stand und Beruf ſtets von der höheren idealen Seite

auffaßt , wird die größten Anforderungen an ſich

ſtellen , und ſich ſtets bemühen , ſeinen Stand als ſol⸗

chen in ſeiner ganzen Haltung und Richtung immer

mehr dem Ideale näher zu bringen , das er zu er —

ſtreben hat .

Wohl alle Beamtenvereinigungen haben die

Pflege der Kollegialität in ihre Satzungen aufgenom —
men . Und mit Recht . Gleichwohl gehen viele Be —

amten darüber hinweg . Sie leſen das Wort „Kolle —

gialität “, ohne weiter darüber nachzudenken , wiſſen

auch , daß die Pflege derſelben mit zu ihren Pflichten
als Mitglieder der Vereinigung gehört , glauben aber ,
ihre Pflicht ſei getan , wenn ſie der Vereinigung bei —

getreten ſind und ihre Beiträge regelmäßig entrich —
ten . Unrecht haben auch die , die da meinen , daß Kol —

legialität nur bei friſchem Trunk , bei Feſten und

dergleichen hervorträte . O nein ! Das iſt nur eine

Folge des Gefühls der Zuſammengehörigkeit . Zur

wahren , echten Kollegialität gehört mehr . Und da —

mit komme ich auf den Kern dieſer kurzen Abhand —

lung . Was iſt denn Kollegialität ? Kollegialität in

unſerem Sinne iſt das — obwohl unſichtbare — doch

eiſenfeſte , unzerreißbare Band , das alle umſchlingt .
Das wahre , uneigentliche Geſicht der Kollegialität

zeigt ſich darin , daß einer für alle ebenſo eintritt wie

alle für einen , und daß alle bereit ſind , ſich unterei⸗

nander beizuſtehen und zu helfen , wo Dienſt und

Privatleben das erfordern . Wahre Kollegialität iſt

immer hilfsbereit mit Rat und Tat , ſie iſt wahrheits⸗

liebend , macht auf Fehler aufmerkſam und iſt immer

bemüht , auf Abwege geratene Kollegen auf die rechte

Straße zurückzuführen . Ohne die geſunde Pflege der

Kollegialität würde eine Beamtenvereinigung bald an

Kraft , Macht , Anſehen und innerer Stärke verlieren

und ſchließlich ihrem Verfalle entgegengehen . Aber

nicht nur innerhalb der Grenzen der Vereinigung ſoll
die Kollegialität gepflegt werden , wir müſſn ſie auch
mit hinausnehmen in den Beruf . In dieſem ſoll ſie

ſich in ihrer großen Größe offenbaren . Wie herrlich
tritt ſie zutage , wenn Beamte desſelben Dienſtzwei⸗

ges in Ausübung des Dienſtes ſich gegenſeitig in die

Hand arbeiten ! Ein weites Gebiet öffnet ſich hier

insbeſondere den älteren Beamten gegenüber den

jüngeren . Ein Beiſpiel : Ein junger Anwärter , der

erſt eingeſtellt wurde , wird auf einen Platz geſtellt ,
der ihm ziemlich fremd iſt . Er iſt auf ſich allein an —

gewieſen . Er gibt ſich die größte Mühe , zu genügen .
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Aber es laufen ihm mancherlei Fehler und Verſehen

unter , die ihn unſicher machen und ihm manchen
Tadel ſeiner Vorgeſetzten einbringen können . Hier

iſt es Pflicht für die im Dienſt erfahrenen älteren

Beamten , dem jungen Kollegen beizuſtehen . Wie oft

iſt aber gerade das Gegenteil der Fall . Man könnte

helfen , aber man mag nicht . Man ſagt : „ der ſoll

nur auch etwas lernen , uns iſt es auch nicht beſſer

ergangen . “ Verehrteſter ! Das iſt ein verwerflicher

Egoismus und es glaube ja keiner , der ſo ſpricht und

handelt , daß ein Vorgeſetzter , der ein ſolches Verhal —

ten wahrnimmt , es billigt . Im Gegenteil ! Ein Vor —

geſetzter , der von einer ſolchen Stellungnahme Kennt —

nis erhält , wird , wenn er ein loyaler Mann iſt , dem

unfreundlichen „ Kollegen “ den Kopf waſchen . Na —

türlich darf der im Dienſte Unerfahrene nicht die

Dienſtwilligkeit ſeines Nebenbeamten ausnützen . Wer

das tut , verdient nicht , daß man ihm Kollegialität

entgegenbringt . Wird ſie dagegen auf beiden Seiten

im rechten treuen Sinne geübt , ſo iſt ſie ein Segen
für die Beteiligten und führt insbeſondere auch zu

ſtarker Einigkeit im Vereinsleben , die heutzutage ſo

not tut . Wer einen Einblick in das innere Tun und

Treiben einer Beamtenvereinigung hat , der wird faſt
ausnahmslos die Beobachtung machen , daß Unſtim —
migkeiten ſondergleichen dort herrſchen . Namentlich

ſind es die jüngeren Mitglieder , die alles beſſer wol⸗

len , wenngleich ihnen die Erfahrung mangelt . Hier

iſt es Pflicht der älteren Mitglieder und hauptſäch⸗
lich der Führer , die jungen in wohlmeinender Weiſe

zu belehren und wenn Anlaß gegeben iſt , ſie mit

feſter Hand niederzuhalten . Nur wenn Einigkeit
auf allen Gebieten herrſcht , wenn die jüngeren Be⸗

amten den älteren überall den Vortritt laſſen , ſie

in ihren Beſtrebungen unterſtützen , ihnen , ſoweit es
die Dienſtaufgabe zuläßt , den Dienſt erleichtern , und
überall für ſie einſpringen , nur dort iſt Kollegialität
zu finden . ( B. B. 3. )

2 —

Jehn Gebote

für den Zahlungsverkehr mit Papiergeld .
1. Trage Papiergeld nur in der Brieftaſche oder

in einer beſonderen Papiergeld - Taſche ; im Geldbeutel

verlierſt du es leicht .

2. Zahle Papiergeld nie zuſammengefaltet ; es
kann ſich ein zweiter Schein in dem zuſammengefal⸗
teten befinden , der dann meiſtens verloren iſt .

3. Zähle Papiergeld ſtets der Wertfolge nach of —

fen auf , das erleichtert dem Empfänger das Nachzäh⸗
len und hemmt nicht den Geſchäftsverkehr .

————————
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1. Bezahle nie kleinere Beträge mit einem Hun⸗

dertmarkſchein , wenn du noch einen Zehn - oder Zwan⸗

zigmarkſchein haſt .

5. Zahle an Eiſenbahnſchaltern und ſonſtigen

behördlichen Kaſſen möglichſt mit dem abgezählten

Betrage und wechſele größere Scheine in ruhigeren

Geſchäften .

6. Schone die Scheine , knicke ſie nicht mehr als

unbedingt notwendig , du tuſt dem Reiche damit ei —

nen Dienſt , denn die Scheine bleiben länger kurs —

fähig .

7. Trage zerriſſene oder verſchmierte Scheine zum

Umtauſch auf die Reichsbank .

8. Stecke die Scheine auch in die Brieftaſche ein —

zeln und nicht ineinandergefaltet , du biſt ſonſt ge⸗

zwungen jedesmal das ganze Päckchen herauszuziehen

und machſt damit darauf achtenden Dieben den

Mund wäſſrig .

9. Lege nie Papiergeld Briefen bei . Wie leicht

geht bei dem regen Poſtverkehr mal ein Brief ver —

loren . Die Poſtanweiſungsgebühren ſind ja auch ſo

gering , daß du in Wirklichkeit gar nichts dabei ſparſt ,

denn du kannſt kleinere Mitteilungen auch auf dem

Poſtanweiſungs - Abſchnitt machen .

10 . Notiere dir bei größeren Scheinen , die du

einige Zeit aufbewahrſt , ſtets die Nummer , das hilft

ſehr zum Wiederauffinden bei Verluſt .

* ⸗ „ „ —

Kann Kriegerfrauen
die Wohnung gekündigt werden ?

Bei den Preſſeerörterungen über dieſe Frage

wurde u. a. darauf hingewieſen , daß auch die Krie —

gerfrauen durch die von den Hausbeſitzern beſchloſſe —

nen Mietserhöhungen in ihrer wirtſchaftlichen Exi —

ſtenz bedroht werden . Es wurde dabei namentlich

betont , daß die Annahme auf einem Irrtum beruhe ,

bei einer Kriegerfrau könne keine Wohnungskündi —

gung Platz greifen . Hierzu iſt zu bemerken , daß al —

lerdings eine rechtswirkſame Kündigung gegenüber

den Kriegerfrauen durchgeſetzt werden kann , weil nach

den abgeſchloſſenen Mietsverträgen die Kündigung

auch in dem Falle als wirkſam zu betrachten iſt , wenn

auch nur ein Teil der als Mieter in Frage kom

menden Perſonen für die Kündigung erreichbar iſt .

Allein der praktiſchen Ausführung der Kündigung

ſteht ein poſitives Hindernis entgegen , das ſie un —

wirkfam macht . Es können nähmlich Räumungskla

gen gegen Kriegsteilnehmer auch dann nicht durch —

ſetzt werden , wenn eine rechtmäßige Kündigung ſei

tens des Vermieters vorliegt . ( Bundesratsverord —

nung vom 4. Auguſt 1914 . Reichs⸗Geſetzblatt Seite

328 . ) Demnach kann die Räumung der Wohnung

bei einer Kriegerfamilie vom Hausbeſitzer in der Tat

nicht erzwungen werden . Dieſer wird daher infolge

deſſen wohl kaum die Kündigung erſt vornehmen .

Es kommt ferner hinzu , daß in der Praxis die

Hauseigentümer Bedenken tragen würden , erſt den

Verſuch einer Mietsſteigerung bei den Kriegerfrauen

zu machen , weil ſie ſich hierdurch nur ſelbſt der Ge⸗

fahr einer weiteren Schädigung ausſetzen würden .

Dieſe Gefahr beſtände darin , daß die Gemeinden ihnen

den Mietszuſchuß kürzen bezw . verweigern würden .

Es iſt auch von vornherein anzunehmen , daß bei

den Vereinbarungen zwiſchen Mietseinigungsämtern

und den Gemeindeverwaltungen Mietsſteigerungen ,

die nach Anſicht der Mietseinigungsämter unangemeſ —

ſen erſcheinen , der Gemeindeverwaltung eine genü

gende Veranlaſſung bieten würden , die Kriegerfami —

lien ihrerſeits durch einen entſprechenden , nicht miß —

zuverſtehenden Druck auf den Hausbeſitzer zu ſchützen .

Es muß freilich zugegeben werden , daß der

Hausbeſitzer immerhin in der Lage iſt , gegen Krieger —

frauen , die nach erfolgter Kündigung die Wohnung

nicht räumen , Anſprüche auf Schadenerſatz geltend

machen zu können . Allein auch damit würde der

Hauseigentümer kaum etwas erreichen , denn ſolche

Schadenerſatzanſprüche ſind wegen des beſtehenden

Kriegszuſtandes nicht zu verwirklichen und erſcheinen

ſelbſt nach dem Kriege tatſächlich bedeutungslos . Aus

alledem geht hervor , daß die Angehörigen von Kriegs

teilnehmern in der erwähnten Richtung einen ebenſo

wertvollen wie ausreichenden Schutz genieſen .

Vierteljährliche ſtatt monatliche Gehaltsauszahlung

an Beamte .

Den Beamten wird jetzt vielfach nahegelegt ,

ihre Gehälter nicht bar zu erheben , ſondern auf ein

Sparkaſſenbuch oder Bankkonto überweiſen zu laſſen

und über dieſe ihre notwendigen Ausgaben wieder

durch Ueberweiſung oder Scheck zu bewirken . Wenn

dieſe Aufforderung an die Beamten auf fruchtbaren

Boden fallen und praktiſch durchführbar ſein ſoll ,

iſt aber nötig , daß nach Möglichkeit die Gehaltsüber —

weiſung vierteljährlich erfolgt . Eine entſprechende ,

die Verhältniſſe klarſtellende Eingabe hat der Ver

band mittlerer Reichspoſt - und Telegraphenbeamten

an das Reichspoſtamt gerichtet , in der es heißt :

Die an die Beamten ergehenden amtlichen Auf

zur Teilnahme am bargeldloſen Zah



lungsausgleich können den wünſchenswerten Erfolg

nicht haben , da vom Monatseinkommen der Beam —

ten , beſonders bei der herrſchenden Teuerung , nach

Begleichung der am Monatserſten vorliegenden Ver —

bindlichkeiten in der Regel nur ſo geringe Beträge

übrig bleiben , daß ihre Ueberweiſung auf Bank - oder

Sparkaſſenkonto nicht lohnt . Von einzelnen Beamten

werden zur Verminderung des Notenbedarfs zwar

auch heute ſchon Gehaltskonten , beſonders bei Spar⸗

kaſſen , unterhalten , um diejenigen Beträge , die im

Augenblick für den Lebensunterhalt nicht dringend

benötigt werden , nicht unnötigerweiſe dem Verkehr

zu entziehen . Da ſich indeſſen ſchon nach kurzer Zeit
die Notwendigkeit der Abholung zu ergeben pflegt ,
und dieſe mit gewiſſen Umſtändlichkeiten und Zeit⸗

verluſt ( Gänge zur Bank uſw . ) verbunden iſt , leuch —

ten die mit der Einrichtung eines Bankkontos ver —

bundenen Vorteile nur wenigen ein . Vor allen Din —

gen aber kann der bargeldloſe Zahlungsausgleich

durch den Scheck mit der monatlichen Gehaltsſumme

nicht in dem wünſchenswerten Maße gefördert wer —

den . Ein Wandel in der Auffaſſung der Beamten

über die Nützlichkeit der Errichtung eines Bank⸗ ,

Sparkaſſen⸗ oder Poſtſcheckkontos wäre allerdings zu

erwarten , wenn ihnen das Dienſteinkommen künftig

ſtatt monatlich vierteljährlich im Voraus gezahlt

würde . Erſt mit der vierteljährlichen Gehaltszah⸗

lung wären auch die Bedingungen zur Begleichung

der Rechnungen von Handwerkern und Lieferanten

ſowie des Mietzinſes , der Steuern uſw . durch Scheck

gegeben .

Für die vierteljährliche Gehaltszahlung ſpricht

ferner , daß es auch wirtſchaftich vorteilhafter iſt , mit

einer größeren Summe zu arbeiten , daß namentlich

die hauptſächlichſten Vorräte und Gebrauchsgegen —

ſtände bei vierteljährlichem Gehaltsempfang beſſer

und preiswerter beſchafft werden können als bei mo⸗

natlicher Zahlung , daß überhaupt im ganzen eine beſ —

ſere Einrichtung mit der Summe für den in ſich abge⸗

ſchloſſenen Zahlungsabſchnitt eines Vierteljahres

möglich iſt . Dieſer Umſtand bietet danach auch be —

ſcheidene wirtſchaftliche Hilfe für die von der Kriegs —

teuerung beſonders hart betroffene Beamtenſchaft .

Dem allerdings für das Reich entſtehenden Zins⸗

verluſt ſtände der Vorteil des vermehrten bargeld —

loſen Verkehrs und die erhebliche Erſparnis im Bu —

chungs⸗ , Abrechnungs - und Zahlungsverkehr , ſowie

im Papierverbrauch gegenüber — alles Geſichts⸗

punkte , die namentlich unter den Kriegsnotwendig⸗

keiten erheblich ins Gewicht fallen dürfen .
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Gegen die vierteljährliche Gehaltszahlung läßt

ſich freilich das Bedenken erheben , daß ſie denjenigen

Beainten , die nicht zu rechnen und deren Frauen

nicht hauszuhalten verſtehen , zum Nachteil gereichen

könnte . Dieſer Einwand wird aber durch die Tat —

ſache entkräftet , daß die vierteljährliche Gehalszah —

lung für einen Teil der Reichsbeamten und für alle

preußiſchen Staatsbeamten und Unterbeamten ſeit

langem in Uebung iſt , ohne daß ſich daraus nen —

nenswerte Uebelſtände entwickelt haben . Ferner hat

der Krieg mit unerbittlicher Strenge gelehrt , haus⸗

zuhalten und das Einkommen nicht anders als für

unbedingt notwendige Lebensbedürfniſſe zu verwen —

den . Schließlich muß auch ſchon jetzt jeder Beamte

einen Teil des Monatsgehaltes unangetaſtet laſſen

und für in größeren Friſten fällige Zahlungen , wie

für Miete , Schulgeld und Steuern , zurückſtellen . Dle

Erfahrung lehrt überdies , daß der Verkehr mit der

Bank oder Sparkaſſe zur Wirtſchaftlichkeit erzieht u.

daß nicht dringend notwendige Ausgaben nicht ſelten

unterbleiben , wenn das Geld nicht zur Hand iſt , ſon —

dern erſt von der Bank oder Sparkaſſe abgehoben

werden muß . Der heutige Zuſtand verdient jedenfalls
vom erzieheriſchen Standpunkte durchaus nicht den

Vorzug . ( B. Zt . )

˖⏑b

Sprachecke des Allgemeinen Deutſchen Sprachvereins

O dieſe Fremdwörter !

Ein Uebel hat der deutſche Mann !

Er wendet gern ein Fremdwort an ,
Und wenn man ' s deutſch auch ſagen kann ,
Er wendet doch ein Fremdwort an .

Er impo⸗, defi⸗, deponiert ,
Er iſo⸗, gratu⸗ , defiliert ,
Er da⸗, zi⸗, dick⸗ und debütiert ,
Er do⸗, for⸗, inſpi⸗ exerziert ,
Er igno⸗ , inſe⸗, inſpiriert ,
Er bombar⸗ , degra⸗ , explodiert ,

Er bug⸗, zen⸗ , fri⸗- und amüſiert ,
Er dekla⸗, bla - und animiert !

O du verflixte ier⸗erei !

Der Teufel hol ' die Ziererei ,
Die Sprachenruiniererei

Und Bildungsparadiererei !

—Ach , Goethe , hätteſt du ' s erlebt ,
Wie man die Sprache jetzt verwäſſert ,
Mit welſchen Brocken ſie durchwebt ,
Du hätteſt deinen Fauſt verbeſſert :

„ Es iert der Menſch , ſo lang er ſtrebt “ .

—

—
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Zur Bekämpfung der Geldhamſterei .

In der Sitzung des Reichstags vom 2. Mai iſt

ſeitens der Reichsfinanzverwaltung erklärt worden ,

daß zur Beſeitigung der durch Aufſpeicherung von

Hartgeld hervorgerufenen Kleingeldnot erwogen

werde , die Silber - und Nikelmünzen außer Kurs zu

ſetzen und das gewonnene Silber zur Prägung neu —

er Münzen zu benutzen , und daß im Falle der Ein —

ziehung die alten Münzen nicht wieder Geltung er —

langen würden ; ſollten hierdurch die ſogenannten

Geldhamſter geſchädigt werden , ſo könne darauf keine

Rückſicht genommen werden , da ſeit längerem vor die —

ſen unvernünftigen Anſammlungen gewarnt worden

ſei . Zur Erleichterung der Ablieferung größerer Be —

ſtände von angeſammeltem Kleingeld ſind , wie uns

mitgeteilt wurde , die öffentlichen Kaſſen angewieſen

worden , vom Publikum Silber - und Nickelgeld auch

in größeren Summen im Umtauſch gegen Scheine

anzunehmen .

E

7 . Bad . Landgemeindenverband .

Vereinfachung der Staatsverwaltung .

Hierüber ſchreibt das Korreſpondenzblatt des

Verbands der mittleren Städte in ſeiner Nr . 85 :

Bei Beratung eines Berichtes von Bürgermei —

Thorbecke über Gemeindeverfaſſungs —

fragen , auf den ſpäter zurückzukommen ſein wird , be —

ſchäftigte ſich der Ausſchuß auch mit den Intereſſen

der mittleren Städte gegenüber den ſchwebenden Er —

wägungen über Vereinfachung in der Staatsverwal⸗

tung . Man war einig in der Anſicht , daß man gegen

ſolche Aenderungen Stellung nehmen ſollte , die auf

eine weitere Zentraliſierung des Staatsbetriebs und

eine Zuſammenlegung von Behörden hinauslaufen

würden . Den Weg zu wirklicher und nicht lediglich

dem Fiskus , ſondern auch der Bevölkerung dienen —

der Vereinfachung konnte man nur darin erblicken ,

die zentralen Behörden von der Beſchäftigung mit

Angelegenheiten , denen keine grundſätzliche oder ſonſt

beſonders weittragende Bedeutung innewohnt , tun

lichſt zu entlaſten , die Zuſtändigkeit der Bezirksbe —

hörden entſprechend zu erweitern , für geringfügige

Angelegenheiten nicht zu viele Inſtanzen zu gewäh —⸗

ren und Arbeitsgebiete , die nicht durchaus dem Staate

bleiben müſſen , der Selbſtverwaltung

ſter Dr

vorbehalten

abzugeben .

Die hier niedergelegte Anſicht wird ſicher in allen

Kreiſen der Bevölkerung namentlich auch der Land —

bevölkerung geteilt werden ; auf dem Land iſt man

kein Freund der Zuſammenlegung von Staatsbehör —
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den und Vergrößerung der Dienſtbezirke , da we —

ſentliche Erſparniſſe für die Staatskaſſe damit mei⸗

ſtens nicht erzielt , der Landbevölkerung aber häufig

größere Opfer an Zeit und Geld auferlegt werden .

Im Kampf um unſere Feuerverſicherung .

Neuerdings iſt uns wieder einmal ein Schrift⸗

ſtück in die Hände gekommen , welches zeigt , in wel —

cher Weiſe und mit welchen Mitteln noch hin und da

von den großen Verſicherungsgeſellſchaften gegen un —

ſere Gemeindeverſicherung Badenia agitiert wird .

Wir laſſen dieſes Schriftſtück und das von un —

ſerer Seite daraufhin an die betr . Generalagentur

gerichtete Schreiben hier im unverkürzten Wortlaut

folgen , ohne ein weiteres Wort beizufügen , indem

wir zu unſeren Verſicherten und Jenen , die es noch

werden wollen , das Vertrauen haben , daß ſie auch

ſo wiſſen werden , was die einzig richtige Stellung —

nahme zu einer derartigen Kampfesweiſe iſt .

Kölniſche Feuerverſicherungs - Geſellſchaft „ Colonia “

Generalagentur Karlsruhe i . B.

Karlsruhe , den 19. Juni 1917 .

An die Agentur der Colonia

Herrn J . Troppmann

Wallſtadt .

Aus Veranlaſſung Ihres z. Zt . beim Militär

befindlichen Sohnes teilen wir Ihnen mit , daß vor

einigen Jahren eine ſogen . Feuerverſicherungskaſſe

für die Landgemeinden unter dem Namen „ Badenia “

gegründet wurde , welche den letzteren angelegentlichſt

empfohlen wird . Wir können der Gemeinde hierzu

nicht raten , weil erſtens das ganze Unternehmen auf

Gegenſeitigkeit begründet iſt und zweitens in Erman —

gelung von einem Aktienkapital , wie auch Reſerven ,

man ſehr leicht Gefahr laufen kann , nachzahlen zu

müſſen .

Noch immer iſt es uns bis jetzt gelungen , die

Herren Bürgermeiſter davon zu überzeugen , daß eine

Verſicherung bei uns weit beſſere und ſichere Gewähr

bietet , als bei einem Unternehmen , das noch in der

Entwicklung begriffen iſt und wenn es ſo weiter geht ,

aus den Kinderſchuhen gar nicht herauskommt .

Den Stand , den ein junges Unternehmen heut —

zutage bei der übergroßen Konkurrenz einnehmen

muß , iſt kein leichter und im Falle der Geſellſchaft

Badenia um ſo ſchwerer , als die Einkaufsgebühren ,

die man im Zuſammenhang mit den Prämien erhebt ,

nicht nur für Schadenzahlungen Verwendung finden

ſondern auch Reſerven für ausnehmende größere Schä —

den bilden .



Die Badenia hat wohl mit der Württembergi⸗

ſchen ein ſog . Rückverſicherungsverhältnis abgeſchloſ —

ſen , allein dieſe Geſellſchaft tritt erſt nach Ueberſchrei⸗

tung einer gewiſſen Schadensquote in Aktion .

Wir für unſeren Teil möchten uns nicht auf dieſe
Leimrute ſetzen , denn ein Unternehmen ohne jede
Garantiemittel iſt unſeres Erachtens nicht in der

Lage diejenige Gewähr zu bieten , für die der Gemein⸗

derat verpflichtet iſt , ſeinen Bürgern gegenüber ein⸗

zutreten . Eine jede Gemeinde muß von dem Be⸗

ſtreben geleitet ſein , einen ſparſamen Haushalt zu

führen , und daß das Gegenteil der Fall iſt , wenn

die Verſicherung bei der Badenia abgeſchloſſen wird ,
beweiſt folgendes Rechenexempel :

Die Gemeinde zahlt für ihre Verſicherung in

Höhe von Mark 13150 . — bei uns bei 10«jähriger

Verſicherungsdauer , 95 . 10

die Badenia erhebt :

I . ) Einkaufsgebühr pro „ / 1000 / / 4 . —

das macht bei einer Verſicherungsſumme
von / 13150 . 52 . 60

2. ) berechnet ſie pro „ / 1000 . —

Verſicherungsſumme / 0,60 , das macht

bei , 13150 . —, alſo für 10 Jahre 11 70 . —

zuſ . erhebt Badenia / 122 . 60

, 95 . 10

27 . 50

billiger und die Gemeinde hat die Beruhigung in

der Taſche , daß ſie im evtl . Brandfalle eine Regu⸗

lierung und Entſchädigung erfährt bezw . erhält , daß

an der bekannten Kulanz der Geſellſchaft auch nicht

im geringſten gezweifelt werden darf .
Wir bitten , dem Gemeinderat von dieſen Aus —

führungen Kenntnis zugeben , und zweifeln wir dann

nicht , daß er dazu übergehen wird , für die im Auguſt

abgelaufene ' Verſicherung wieder eine zehnjährige

Verſicherungsdauer mit uns einzugehen . Einen An —

tragsentwurf finden Sie angeſchloſſen . Es iſt in der

Deklaration alles Wiſſenswerte enthalten und haben
Sie nur die in Betracht kommenden Verſicherungs —

beträge einzuſetzen .

Hochachtungsvoll

Kölniſche Feuerverſicherungs - Geſellſchaft „ Colonia “

Generalagentur Hch . Jacobi .

unſere Prämie beträgt

mithin iſt die Colonia

28 . Juli 1917 .

An die Generalagentur Karlsruhe der

Feuerverſicherungsgeſellſchaft „ Colonia “ .

Sie haben mit Schreiben vom 19 . Juni d. J . an

Ihren Agenten Troppmann in Wallſtadt , Amt

143 —

Mannheim , den Gemeinderat daſelbſt zu beſtimmen

geſucht , die uns bereits mit Schreiben vom 8. Dezem⸗
ber v. J . übertragene Feuerverſicherung der Ge —

meindefahrniſſe , welche bis 2. Auguſt ds . Is . bei

Ihrer Geſellſchaft verſichert ſind , wieder rückgängig

zu machen .

Wir ſehen davon ab, auf die in Ihrem Schrei —
ben enthaltenen unwahren Mitteilungen und Be —

rechnungen näher einzugehen , da ſolche bei früheren

Anläſſen ähnlicher Art ſchon genügend widerlegt ſind

und die Mehrzahl unſerer Verbandsgemeinden weiß ,

was ſie davon zu halten hat und ſich nicht irre ma —

chen läßt .

Einen Satz in Ihrem Schreiben können wir ' aber

nicht mit Stillſchweigen übergehen nämlich jenen , in

welchem Sie unſer Verſicherungsunternehmen mit

einer Leimrute vergleichen , auf welche Sie ſich nicht

ſetzen möchten . Wir möchten nicht unterlaſſen , Sie

darauf aufmerkſam zu machen , daß unſer Verſiche —

rungsverein „ Badenia “ als ein ſ. g. kleiner Verein

im Sinne des x 53 des R. Geſ . über die privaten

Verſicherungsunternehmen vom Gr . Miniſterium des

Innern genehmigt iſt und von demſelben überwacht

wird und daß ſich derſelbe bis jetzt über Erwarten

günſtig entwickelt hat .

Ein ſolches Unternehmen als eine Leimrute zu

bezeichnen , iſt eine Handlungsweiſe , welche — ganz

gelinde geſagt — als geſchmacklos und ſelbſt einer

Konkurrenz unwürdig genannt werden muß , wenn

dieſelbe noch als anſtändig gelten will .

Wie ſich das Gr . Miniſterium des Innern als

Aufſichtsbehörde eines von ihm genehmigten Unter⸗

nehmens , das als Leimrute bezeichnet wird , durch

dieſe Bezeichnung betroffen fühlen wird , wiſſen wir

nicht , werden demſelben aber Nachricht von der Ange —

legenheit geben , damit es in der Lage iſt , Stellung

dazu zu nehmen .

Wir ſelbſt aber verwahren uns im eigenen und

im Namen der Gemeinderäte , welche bei uns ver —

ſichert haben , gegen die im obigen Ausdruck liegende

Bezeichnung als Leimrutenſteller und als Gimbel ,

welche ſich von uns haben fangen laſſen ; wir werden

dieſe ganze Korreſpondenz in unſerem Verbandsor —

gan zum Abdruck bringen , damit die Bürgermeiſter
und Gemeinderäte unſeres Verbandes erfahren , wie

ſie von Ihnen eingeſchätzt werden und ihr Verhalten

Ihnen und Ihrer Geſellſchaft gegenüber danach ein —

richten können .

Wenn daraus für Ihre Geſellſchaft bezw . deren

Geſchäftsbetrieb in den Gemeinden unſeres Landes

——
—

—

——



nachteilige Folgen entſtehen , ſo haben natürlich nur

Sie allein die Verantwortung dafür zu tragen .

Mitgliederverſammlung .

Mit Rückſicht auf die Zeitverhältniſſe und die

ſtets wachſende Arbeitslaſt der Bürgermeiſter , gegen

welche alle anderen Intereſſen in den Hintergrund

treten , glauben wir des allgemeinen Einverſtändniſſes

ſicher zu ſein , wenn wir in dieſem Jahr die Mitglie⸗

derverſammlung ausfallen laſſen .

— 0 —

Perſönliches .

Die Ehrenurkunde für 255jährige Dienſtzeit als

Bürgermeiſter haben erhalten die Herren

Gensble von Litzelſtetten ,

Hirt von Bohlingen und

Bündert von Wittlekofen .

— —

Feuerverſicherung .

Stand nach der letzten Bekanntmachung in Nr .

6 der Zeitſchrift 5448600 %

Zugang :

OZ. 444 Lichtenau

„ 445 Egringen

446 Volkertshauſen

147 Heiligkreuzſteinach

448 Eggenſtein

3400 J .

17600 /

32300 /

2500 ,

2100

Summa 5506500 ½/

ERRRRRR
8 * aus renom . Fabrik ,

Didnin Wutäz , Peähweukt

Ton , mit Garantie

pillig abzugeben . Abbildung und Pracht -

katalog mit Vertragspreisen frei .

Fr . Siering . Mannheim C 7 Nr . 6

Verlagsfirma ſeit 1906 . —

22

Rechnungsimpreſſ en

mit Vordruck und zwar von 8 1 bis § 45 Ein⸗

nahmen und Ausgaben .

Der Gebrauch dieſer Vordruckimpreſſen erſpart nicht

nur viel Zeit ſondern er vereinfacht und erleichtert auch die
Arbeit der Rechnungsſteller und der Reviſion . Sie ſind⸗

darum mit Recht beſtens empfohlen .

Spachholz u. Ehrath , Bonndorf ( Baden) .

Ferner empfehlen :

Impreſſen zur

Holznaturalien⸗Rechnung .
Für die Gemeinden !

Tür die gewirlſchaftung der Gemeindewaldungen

Holzbedarfsliſte — Hiebsplan — Aufnahme⸗ und Ab⸗

gabeliſte ( Stämme und Abſchnitte ) — Aufnahme⸗ und

Abgabeliſte ( Stangen ) — Aufnahme⸗ und Abgabeliſte
( Brenn⸗ od. Nutz⸗Schichtholz ) — Aufnahme u. Abgabe⸗

liſte ( Reiſig u. Abfallholz ) — Kultur⸗Plan⸗Nachweiſung

Spachholz & Ehrath .

Den verehrl . Gemeinden empfehlen wir ſämtliche

für die Kriegszeit in Betracht kommenden

Lormulare .
Bonndorf ( Schw . ) Buchdruckerei Spachholz & Ehrath .

Sendungen ſind zu richten :
in Angelegenheiten

5

a) des Landgemeindenverbandes (7) a

ſtraße 19 ;

b) des Rechnerverbandes ( 8) an deſſen Vorſitzenden — Bürgermeiſter Kaufmann in Grötzingen ; —

c ) der Bestellung und des Lersands der Zeitſchrift an die Geſchäftsſtelle in Bonndorf und

d) im übrigen an die Schriftleitung in Konſtanz — Schützenſtraße 20 —.

Sur gefälligen Beachtung!
8

n deſſen Geſchäftsſtelle in Heidelberg — Obere Neckar⸗

Verlag : die Bad Landgemeinde⸗ , Amtsreviſoren⸗ und Rechner⸗Verbände .

Schriftleitung : Oberreviſor Bundſchuh in Konſtanz . — Druck :
4

Geſchäftsſtelle in Bonndorf .
Spvachholz & Ehratb , Bonndork .
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